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Gebührensatzung 

zur Umlage der Kosten  

der Gewässerunterhaltung gemäß § 64 LWG NRW 

des EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel, AöR 

Der Einfachheit halber, und um den Lesefluss nicht zu behindern, wird im Rahmen der nachfolgenden Satzung auf eine Unterscheidung 
zwischen männlicher, weiblicher und anderer Form verzichtet, so dass mit „Bürgermeister, Bürgern, Vertreter, Beisitzer, Vorsitzender, 

Eigentümer, Pflichtiger“ auch immer das weibliche und diverse Geschlecht dazu gemeint ist. 

 

Aufgrund 

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), 

zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 

218b), in Kraft getreten am 15. April 2020 

- des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 

21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. De-

zember 2019 (GV. NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020 

- der §§ 39 bis 42 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.,   

- der §§ 62 bis 65 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert  

- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, S. 602), 

zuletzt geändert durch Artikel 185 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 

1328) 

in der jeweils gültigen Fassung 

hat der Verwaltungsrat des EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel in seiner Sitzung am 

24.11.2021die folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Umfang der Unterhaltungspflicht bei Gewässern 

(1) Dem EUV Stadtbetrieb Castrop-Rauxel AöR (im Folgenden EUV) werden für die Un-

terhaltung der sich gemäß § 62 Abs. 3 LWG NRW i.V.m. § 64 Abs. 2 LWG NRW in der 

Unterhaltungspflicht der Emschergenossenschaft sowie der Wasser- und Bodenver-

bände Dattelner Mühlenbach und Herdicksbach befindlichen sonstigen Gewässer Ver-

bandsbeiträge auferlegt. Für weitere sonstige Gewässer führt der EUV die Unterhal-

tung selbst durch. 

(2) Zur Gewässerunterhaltungspflicht gehört gemäß § 39 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 WHG u.a.:  

- die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen 

Wasserabflusses (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 WHG), 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18203&vd_back=N1029&sg=0&menu=1
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- die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer 

standortgerechten Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer für den Wasser-

abfluss (§ 39 Abs. 1 Nr. 2 WHG), 

- die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers, 

insbesondere als Lebensraum von wildlebenden Tieren und Pflanzen (§ 39 Abs. 1 

Nr. 4 WHG), 

- die Erhaltung des Gewässers in einen Zustand, der hinsichtlich der Abführung oder 

Rückhaltung von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirt-

schaftlichen Bedürfnissen entspricht (§ 39 Abs. 1 Nr. 5 WHG). 

Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 1 WHG muss sich die Gewässerunterhaltung an den Bewirt-

schaftungszielen nach Maßgabe der §§ 27 bis 31 WHG ausrichten und darf die Errei-

chung dieser Ziele nicht gefährden. Die Gewässerunterhaltung muss gemäß § 39 Abs. 

2 Satz 2 WHG den Anforderungen entsprechen, die im Maßnahmenprogramm nach 

§ 82 WHG an die Gewässerunterhaltung gestellt sind. Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 3 WHG 

ist bei der Gewässerunterhaltung der Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erholungswert der Gewässerland-

schaft sind zu berücksichtigen. 

(3) Gemäß § 61 Satz 1 LWG NRW erstreckt sich die Unterhaltung eines oberirdischen 

Gewässers auf das Gewässerbett und auf die Ufer. Zur Unterhaltung gehört nach 

§ 61 Satz 2 LWG NRW auch die Freihaltung, Reinigung und Räumung des Gewässer-

bettes und der Ufer von Unrat, soweit es dem Umfang nach geboten ist. Das Ufer ist 

der Geländestreifen zwischen Uferlinie und Böschungsoberkante. Die Uferlinie ist gem. 

§ 6 Abs.1 LWG NRW die Grenze zwischen dem Gewässer und den Ufergrundstücken 

und wird durch den Mittelwasserstand bestimmt. 

 

§ 2 

Umlage des Unterhaltungsaufwandes 

(1) Der EUV legt die Verbandsbeiträge für die Gewässerunterhaltung und den ihm selbst 

aus der Unterhaltung der Gewässer entstehenden Aufwand gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 und Satz 2 LWG NRW auf die Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet des je-

weiligen Gewässers um, in welchem das Grundstück gelegen ist. 

(2) Die Gewässerunterhaltungsgebühr beinhaltet nach § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW zu-

sätzlich 

- die Personal- und Verwaltungskosten zur Durchführung der Umlage,  

- den Aufwand für die Ermittlung der Grundlagen für die Umlage sowie  

- die Kosten für das Gewässerkonzept (§ 74 Abs. 2 LWG NRW). 

 

§ 3 

Gebührenpflichtige im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers 

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer von Grundstücken im seitlichen Einzugsgebiet 

desjenigen Gewässers, in welchem das Grundstück gelegen ist und die im Zeitpunkt 

der Bekanntgabe des Gebührenbescheides im Grundbuch als Grundstückseigentümer 

eingetragen sind. Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet sind alle Grundstücke in-

nerhalb eines Bereichs von Wasserscheiden, von denen aus ein Zufluss des Wassers 

zum Gewässer erfolgen kann. Ein Grundstück kann auch zu mehreren seitlichen Ein-

zugsgebieten gehören. Auf einen unmittelbaren Zufluss zum Gewässer kommt es nicht 
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an. Entscheidend ist allein die Lage des Grundstücks im seitlichen Einzugsgebiet des 

Gewässers. 

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Buchgrundstück.  

(3) Gebührenpflichtige sind  

a) der Grundstückseigentümer, wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch der Erbbaube-

rechtigte,  

b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks ding-

lich berechtigt ist,  

c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung.  

d) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

(4) Wird das Eigentum an einem Grundstück übertragen, so sind der bisherige und der 

neue Eigentümer verpflichtet, den Eigentumswechsel dem EUV anzuzeigen. Unter-

bleibt die Anzeige, so haften der bisherige und der neue Eigentümer solange als Ge-

samtschuldner für die seit dem Eigentumswechsel entstandenen Gebühren, bis die für 

die Veranlagung zuständige Stelle von dem Eigentumswechsel Kenntnis erhält. 

 

§ 4 

Gebührenmaßstab 

(1) Die Gebühr bemisst sich gemäß § 64 Abs. 1 Satz 8 LWG NRW pro Quadratmeter 

Grundstücksfläche. Dabei werden die Kosten zur Erfüllung der Pflicht zur Gewässerun-

terhaltung (§ 1 dieser Satzung) gemäß § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW zu 90 % auf die 

befestigte Flächen und zu 10 % auf die übrigen (= unbefestigten) Flächen umgelegt, 

die sich auf Grundstücken befinden, die im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers 

liegen.  

(2) Befestigte Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle Flächen, auf 

denen bauliche Anlagen jedweder Art oder sonstige vom natürlichen Wasserabfluss 

abweichende Versiegelungen des Bodens vorzufinden sind. Befestigte Flächen sind 

hiernach insbesondere die mit Gebäuden bebauten Flächen sowie die Befestigung von 

Flächen durch Beton, Asphalt, Schotter oder ähnliche Materialien.  

(3) Übrige Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle unbefestigten 

Flächen, die eine natürliche Bodenbeschaffenheit aufweisen. Hierzu gehören insbe-

sondere Rasenflächen, Blumenbeete, Wiesen, Äcker, Weiden und Waldflächen.  

(4) Der EUV erstellt durch eine regelmäßige Überfliegung des Stadtgebietes Luftbilder von 

den Grundstücken oder greift auf Bildflugdaten des Landes NRW zurück. Die Datener-

hebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur verursachergerechten Ab-

rechnung der Gewässerunterhaltungsgebühr gemäß § 64 Abs. 1 LWG NRW und zum 

Nachweis der rechtmäßigen Erhebung dieser Gebühr. Insoweit hat der Grundstücksei-

gentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf in-

formationelle Selbstbestimmung zu dulden.  

(5) Wird die Größe der befestigten und/oder übrigen Fläche verändert, so hat der Gebüh-

renpflichtige dies dem EUV innerhalb eines Monates nach Abschluss der Veränderung 

anzuzeigen. Die veränderte Größe der befestigten und/oder unbefestigten  Fläche wird 

mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige durch den 

Gebührenpflichtigen dem EUV zugegangen ist. 
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§ 5 

Mitwirkungspflicht, Betretungsrecht 

Die Gebührenpflichtigen haben zu dulden, dass Mitarbeiter oder Beauftragte des EUV mit 

Berechtigungsausweis die Grundstücke betreten können, um die Bemessungsgrundlagen 

festzustellen oder zu überprüfen.  

Die Gebührenpflichtigen haben alle für das Errechnen der Gebühr erforderlichen Auskünfte 

zu erteilen. 

 

§ 6 

Gebührensatz 

Der Gebührensatz für Grundstücke, die im seitlichen Einzugsgebiet eins Gewässers liegen, 

beträgt: 

• Für befestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,0476 € 

• Für übrige Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,0017 € 

 

§ 7 

Erhebungszeitraum 

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Die Gebühr entsteht am 01.01. des jeweiligen Ka-

lenderjahres. Entsteht die Gebührenpflicht erst während eines Kalenderjahres, ist der Erhe-

bungszeitraum der Rest des Kalenderjahres. 

 

§ 8 

Fälligkeit 

Die Gebühren werden für ein Kalenderjahr durch schriftlichen Gebührenbescheid festge-

setzt. Der Bescheid kann mit einem anderen Abgabenbescheid verbunden sein. Die Gebühr 

wird am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeweils in Höhe von ¼ des Betrages der mit dem 

Gebührenbescheid festgesetzten Jahresgebühr fällig. 

 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer  

a) als Gebührenpflichtiger entgegen § 5 die zur Errechnung der Gebühren erforderli-

chen Auskünfte nicht erteilt,  

b) als Gebührenpflichtiger entgegen § 5 Beauftragte des EUV daran hindert, das 

Grundstück zu betreten, um Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprü-

fen.  

(2) Die Ordnungswidrigkeiten werden mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro geahndet. 

 

§ 10 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 


